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§ 17
Wird rektifizierter Spiritus durch Auslieferungsstel­

len eines Zahlungspflichtigen der volkseigenen Spiri­
tus- und Spirituosenindustrie verkauft, so haben die 
Auslieferungsstellen die auf den Umsatz von rekti­
fiziertem Spiritus entfallende Produktionsabgabe an 
den für sie örtlich zuständigen Rat des Stadtkreises 
oder Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, im Auf­
träge des Zahlungspflichtigen zu entrichten. Im übrigen 
gelten entsprechend die Bestimmungen der Verordnung 
und dieser Durchführungsbestimmung.

Zu § 8 Abs. 2 der Verordnung:
§ 18

(1) Die Abrechnung ist für die Abrechnungszeiträume, 
die jeweils am Schluß eines Monats enden, nach fol­
gendem am 22. Dezember 1956 unter der Nummer 715/25 
genehmigten Muster vorzunehmen:
1; Bezeichnung, Anschrift und St.-Nummer des Zah­

lungspflichtigen,
2. : Bezeichnung des Abrechnungszeitraumes,
3, zu erwirtschaftende Produktionsabgabe (Soll) für 

das Planjahr laut bestätigtem Plan,
4j haushaltswirksames Soll für das Planjahr laut be­

stätigtem Plan,
5: zu erwirtschaftendes Soll für den Abrechnungs­

zeitraum,
6. im Abrechnungszeitraum entstandene Produktions­

abgabe (einschließlich Export), jedoch abzüglich 
Vergütung für Massenbedarfsgüter gemäß § 14 
Abs. 2 dieser Durchführungsbestimmung,
7: im vorangegangenen Abrechnungszeitraum entstan­

dene Produktionsabgabe (einschließlich Export),
8; Unterschiedsbetrag zwischen Ziffern 6 und 7,
9. auf Export entfallende Produktionsabgabe (Unter­

schiedsbetrag zwischen Exportanteil der Ziff. 6 und 
Exportanteil der Ziff. 7),

10. abzuführende Produktionsabgabe (Ziff; 8 abzüglich 
Ziff. 9),

11; Unterschriften;
(2) Die Abrechnung ist für die Abrechnungszeit­

räume, die nicht am Schluß eines Monats enden, in 
vereinfachter Form vorzunehmen; In diesen Fällen 
sind auf der Rückseite des Gutschriftsträgers nur die 
im Abs. 1 Ziffern 6 bis 10 genannten Angaben zu 
machen.

(3) Die vereinfachte Abrechnung im Sinne des Abs. 2 
gilt als rechtzeitig vorgelegt, wenn durch den Siche­
rungsstempelabdruck der Deutschen Notenbank das 
Datuih eines Tages ausgewiesen ist, der nicht nach dem 
Fälligkeitstag der Produktionsabgabe liegt,

§ 19
(1) Hat der Zahlungspflichtige Produkte nachweisbar 

zurückgenommen und den Verkaufspreis zurück­
gewährt, so kann er den darauf entfallenden Betrag 
der Produktionsabgabe in der Abrechnung für den am 
Schluß eines Entstehungszeitraumes endenden Ab­
rechnungszeitraum, in dem der Umsatz rückgängig ge­
macht worden ist, von dem Gesamtbetrag der «rech­
neten Produktionsabgabe absetzen.

(2) Die Absetzung der Produktionsabgabe gemäß 
Abs. 1 ist in der volkseigenen Lebensmittel- und 
Genußmittelindustrie nur dann zulässig, wenn die zu­

rückgenommenen Produkte nachweisbar vom Abneh­
mer des Zahlungspflichtigen noch nicht weiterver­
äußert waren und ohne sein Verschulden beschädigt 
oder unbrauchbar geworden und nicht mehr zum Ver­
kauf geeignet sind.

(3) Die Absetzung der Produktionsabgabe ist jedoch 
bei der Zurücknahme von Bier (Rückbier) nur dann zu­
lässig, wenn das zurückgenommene Bier beim Zah­
lungspflichtigen wieder verwendbar und die Zurück­
nahme spätestens am 14. Tag nach der Rechnungsaus- 
stellung erfolgt ist.

(4) Verschneidet der Zahlungspflichtige Bier, das er 
von anderen Zahlungspflichtigen der Brau- und Malz­
industrie oder als Importbier bezogen hat (Fremd­
bier), so ist die Absetzung der Produktionsabgabe ge­
mäß Abs. 1 in Höhe der auf die zum Verschneiden ver­
wendete Menge entfallenden Produktionsabgabe zu­
lässig.

Zu § 10 der Verordnung:
§ 20

(1) Die der Kontrolle unterliegenden Zahlungspflich­
tigen haben Aufzeichnungen zu machen. Das gleiche 
gilt auch für die Betriebe der volkseigenen Wirtschaft, 
für die nach dem § 6 Abs. 2 dieser Durchführungs­
bestimmung die Bestimmungen über die Produktions­
abgabe anzuwenden sind (Abnehmer—VEW).

(2) Aus den Aufzeichnungen des Zahlungspflichtigen 
muß insbesondere ersichtlich sein:
1; wie sich die Umsätze von Produkten auf die ver­

schiedenen Sätze der Produktionsabgabe verteilen,
2. an welchem Tage die Rechnungen für diese Um­

sätze ausgestellt worden sind.

(3) Aus den Aufzeichnungen der Betriebe der volks­
eigenen Wirtschaft, für die nach dem § 6 Abs. 2 dieser 
Durchführungsbestimmung die Bestimmungen über die 
Produktionsabgabe anzuwenden sind (Abnehmer— 
VEW), müssen folgende Angaben ersichtlich sein:

1, die Anschrift des volkseigenen Betriebes, von dem 
Produkte preisbegünstigt bezogen worden sind,

2, die Bezeichnung der preisbegünstigt bezogenen Pro­
dukte,

3, der Industrieabgabepreis oder Erzeugerpreis für die 
in Ziff. 2 bezeichneten Produkte und deren Ver­
wendungszweck.

Das gleiche gilt entsprechend für die Aufzeichnungen 
der Zahlungspflichtigen in den Fällen des § 6 Abs. 4 
dieser Durchführungsbestimmung.

(4) Soweit bei der Kontrolle festgestellt wird, daß die 
Produktionsabgabe nicht ordnungsgemäß berechnet oder 
entrichtet ist, ist ein Kontrollbescheid zu erteilen, aus 
dem sich die Art und der Umfang der Abweichungen, 
die Höhe der geschuldeten Produktionsabgabe und der 
nachzuzahlende oder zu erstattende Betrag ergeben.

Zu § 21 der Verordnung:
§ 21

Die Verbrauchsabgaben (HO-Akzisen) werden ab­
weichend von den Bestimmungen des § 21 der Verord­
nung bis auf weiteres neben der Produktionsabgabe 
noch für den Umsatz solcher Produkte erhoben, die ein 
doppeltes Preisniveau haben. Insoweit finden die Be­
stimmungen der Verordnung über die Erhebung der 
Verbrauchsabgaben — VAVO — Anwendung.


